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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr, 25. 


(Nr. 4893.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. März 1858., betreffend die Aufhebung der Bran⸗ 
denburger „Erneuerten Fiſcherei-Ordnung“ vom 3. Maͤrz 1690. und des 
Kapitels XI. der „Magdeburger Polizei-Ordnung“ vom 3. Januar 1688. 


Ai Ihren Bericht vom 19. v. M. will Ich 1) die Brandenburger „Er⸗ 
neuerte Fiſcherei-Ordnung“ vom 3. Maͤrz 1690. mit Ausnahme der darin ent⸗ 
haltenen, dem Civilrechte angehoͤrigen Vorſchriften, inſonderheit der $$. 6. 


bis 8. und 14. Abſchnitt I. und 17. 21. bis 23. Abſchnitt III., und 2) das 


Kapitel XI. der Magdeburger Polizei-Ordnung vom 3. Januar 1688., vom 
Krebſen, Fiſchen und Vogelſtellen handelnd, hierdurch aufheben. 


Berlin, den 1. Maͤrz 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
Simons. v. Manteuffel II. 


An den Juſtizminiſter und den Chef des Miniſteriums fuͤr die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4893—4894.) 41 (Nr, 4894.) 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Juni 1858, 


. 1 
(Nr. 4894.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 


des Marienwerder Kreiſes im Betrage von 60,000 Thalern, II. Emiſſion. 
Vom 3. Mai 1858. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Marienwerder Kreiſes, im Regie— 
rungsbezirk Marienwerder, auf den Kreistagen vom 29. Dezember 1856. und 
11. April 1857. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom Kreiſe un: 
ternommenen Chauſſeebauten außer der durch das Privilegium vom 3. Sep— 
tember 1856. (Geſetz-Sammlung Nr. 54. für 1856. S. 865. ff.) genehmigten 
Anleihe von 100,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreis— 
ftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, 
Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage 
von 60,000 Rthlrn. ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe 
der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Ge— 
maͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obli— 

ationen zum Betrage von 60,000 Rthlrn., in Buchſtaben: ſechszig tauſend 
halern, welche in folgenden Apoints: 
40 zu 500 Rthlr. à 20,000 Rthlr., 
400 = 100 2 a 40,000 =» 
zuſammen 60,000 Rthlr., 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
25 fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmen— 
den Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1867. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Einem 
Prozent des Kapitals zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
1 des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen be— 
fugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit— 
ter ertheilen, und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Mai 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Pro⸗ 
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N 
provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 
Obligation 
„( Kreiſes 
Eiern . 
Ra Thaler Preußiſch Kurant. 
II. Serie. 

uf Grund der unterrrrmnmnmnn Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreis⸗ 


tagsbeſchluͤſſe vom 29. Dezember 1856. und 11. April 1857. wegen Aufnahme 


einer Schuld von 60,000 Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den 


Chauſſeebau des Marienwerder Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr 
jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu 
einer Schuld von ..... Thalern Preußiſch Kurant, nach dem Muͤnzfuße von 
1764., welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich 
zu verzinſen iſt. 


Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1867. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Einem Prozent jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von 
den getilgten Schuld verſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten Til⸗ 
gungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab in dem 
Monate Dezember jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht 
vor, den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmt⸗ 
liche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, 
ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung er⸗ 
folgt in der Zeit vom 20. bis 31. Dezember des betreffenden Jahres und wird 
wiederholt in der Zeit vom 20. bis 31. Maͤrz, 20. bis 30. April und 20. bis 
31. Mai des folgenden Jahres; ſie erſcheint in dem Preußiſchen Staats-An⸗ 
zeiger, in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Marienwerder, in dem 
Kreisblatte des Kreiſes Marienwerder und in der Oſtbahn; im Falle des Ein⸗ 

ehens des letzteren in einem anderen, von der Königlichen Regierung zu be— 
8 und in ihrem Amtsblatte bekannt zu machenden Blatte. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
Gr. 4804.) 41* es 


re 


es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 


gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Marienwerder, und zwar auch in der nach 
dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
6 Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. f 


Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld— 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Marienwerder. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierfaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres.... ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Marienwerder gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushän- 
digung der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. ; 

0 Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Marienwerder, den . tern.. 18. 
Die ſtändiſche Kommiſſion 5 er Chauſſeebau im Marienwerder 
N reiſe. 


Pro⸗ 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zins ⸗ Kupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes 
Littr. ..... MEER II. Serie über ..... Thaler zu fünf Prozent 
Zinſen, über .... Thaler .... Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes e empfaͤngt ‚gegen deſſen Rückgabe in der 
„ IEGÄHETE Kr 1? ra LED, DOM en nn, 
Be und ſpäter hin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obliga⸗ 
tion für das Halbjahr vommnmnm FFV 
mit (in Buchſtaben Na Silbergroſchen bei der Kreis— 
Kommunalkaſſe zuuu 

Marienwerder, den ten 18. 


Die ſtändiſche Kreis-Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Marienwerder Kreiſe. 
Diefer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen \ 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Talon 
zur 
Kreis» Obligation des Kreiſes. 

Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des ceeeenen. Kreiſes 

Litir“ 3); W. ben Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
Die 5353 te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18... bei der 
Kreis- Kommunalkaffe zt é 

Marienwerder, 5 a 483 


Die wan Kreis-Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Marienwerder Kreiſe. 


(Nr. 4894-4895.) (Nr. 4895.) 
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(Fr. 4895.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 10. Mai 1858., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Neuhaldensleben über Althaldensleben, Hundisburg, Gr. Rottmers— 
leben, Kl. Santersleben und Schackensleben bis zur Kreisgrenze gegen 
Eichenbarleben, ſowie einer Zweig-Chauſſee von Althaldensleben bis zum 
Anſchluß an die Magdeburg-Neuhaldenslebener Chauſſee unweit Wedringen. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee im Kreiſe Neuhaldensleben des Regierungsbezirks Magdeburg von 
Neuhaldensleben uͤber Althaldensleben, Hundisburg, Gr. Rottmersleben, Kl. 
Santersleben und Schackensleben bis zur Kreisgrenze gegen Eichenbarleben, 
ſowie einer Zweig-Chauſſee von Althaldensleben bis zum Anſchluß an die 
Magdebur ⸗Neuhaldenslebener Chauſſee unweit Wedringen, Seitens der be 
theiligten Gemeinden und Guͤter genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß 
das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Ma⸗ 
terialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif— 
ten, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den 
Unternehmern gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmun⸗ 
gen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, eine 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen 
und der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf die Staats-Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hier— 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. e e Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 10. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4896.) 
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(Nr. 4896.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 10. Mai 1858., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von der Stadt Forſt im Kreiſe Sorau bis zur Cottbuſer Kreisgrenze. 


Be: Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von der Stadt Forſt im Kreiſe Sorau bis zur Cottbuſer Kreisgrenze Seitens 
des Kreiſes Sorau genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expro⸗ 
priationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe 

traße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Sorau 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen und der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840, angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 10. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4897.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Mai 1858., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der von dem 
I. Jerichowſchen Kreiſe projektirten Chauſſee von Drewitz über Theeſen, 
Grabow nach Burg. 


Nacdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Drewitz über Theeſen, Grabow nach Burg genehmigt habe, beſtimme Ich 
(Nr, 4896—4898.) hier⸗ 
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hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich 
will Ich dem J. Jerichowſchen Kreiſe, Regierungsbezirks Magdeburg, gegen 
Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 17. Mai 1858, 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4898.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des I. Jerichowſchen Kreiſes im Regierungsbezirk Magdeburg zum Be- 
trage von 166,000 Rthlrn. Vom 17. Mai 1858, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des I. Jerichowſchen Kreiſes im Regie⸗ 
rungsbezirk Magdeburg auf dem Kreistage vom 4. März 1856. beſchloſſen 
worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe übernommenen Chauſſeebauten 
erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 166,000 Kthlrn. ausſtellen 

zu 
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zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuld⸗ 
ner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 166,000 
Rthlrn., in Buchſtaben: Einhundert ſechs und ſechszig tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 


55,000 Rthlr. zu 500 Rthlr., 
56,000 Rthlr. zu 100 Rthlr., 
55,000 Rthlr. zu 50 Rthlr., 


zuſammen 166,000 Rthlr. 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
vier und einem halben Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das 
Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom 1. Januar 1857. ab inner⸗ 
halb eines Zeitraums von ſechs und dreißig Jahren nach dem genehmigten 
Amortiſationsplane zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere lan⸗ 
desherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit⸗ 
ter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Mai 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 


Jahrgang 1858. (Nr. 4898.) 42 Pro: 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Obligation 


des l. Jericho wſchen Kreiſes 
4 u 606 
Aber Rthlr. Preußiſch Kurant. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Kreiſes Jerichow J. be: 
kennt auf Grund des mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom ben 
beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 4. Maͤrz 1856., wegen Aufnahme einer 
Schuld von 166,000 Rthlrn., ſich Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden 
Inhaber guͤltige, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Verſchreibung zu einer 
Schuld von Thalern Preußiſch Kurant nach dem Muͤnzfuße von 1764., 
welche fuͤr den Kreis kontrahirt worden und mit vier und ein halb Prozent 
jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 166,000 Rthlrn. geſchieht vom 
Jahre 1857. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraumes von ſechs und dreißig 
Jahren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds nach Maaßgabe 
des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt in dem Monate Dezember jedes 
vorhergehenden Jahres, die Zahlung der ausgelooſten Betraͤge am naͤchſten 
1. Juli u. ſ. f. Die ausgelooſten Schuldverfchreibungen werden unter Be— 
zeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie unter Erinnerung 
an den Ruͤckzahlungstermin, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 
erfolgt ſechs, drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem 
Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Magdeburg, im Staats-Anzeiger 
und im Magdeburger Correſpondenten. 


Der Kreis iſt berechtigt, die Amortiſationsmittel zu verſtaͤrken und die 
Tilgung der Schuld auch fruͤher zu bewirken. Bis zu dem Tage, wo das 
Kapital zuruͤckzuzahlen iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Januar 
und 1. Juli, von heute an gerechnet, mit vier und einem halben Prozent jaͤhr— 
lich verzinſet. 

Die Aus zahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Kreis-Kommunalkaſſe in Loburg, und zwar auch in der nach dem Eins 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. N 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren ee 
zuruͤck⸗ 


Be Fr 


zuruͤckzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 5 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte in Burg. 

Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. N 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres 186.. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 0 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Loburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. 


Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zins⸗ 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzei⸗ 
gung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


Bei Deſſen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterſchrift 
ertheilt. 


Loburg, den en 1875 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
J. Jerichowſchen Kreiſe. 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
dig. ter Zins⸗Kupon 7 te Serie 


zu der 


Obligation des J. Jerichowſchen Kreiſes 
Litrtr. 4 „ 4 2. Thaler zu vier und ein halb Prozent 
Zinſen, über ..... base. in Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
Nene 18.. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ 
Obligation fit das Halbjahr vom ten bis ten nb 
mit (in Buchſtaben Thalern Silbergroſchen bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe zu Loburg. 
... 8 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
I. Jerichowſchen Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Sachſen, Xegierungsbezirk Magdeburg. 
Tal o n 


zur 
Obligation des J. Jerichowſchen Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des I. Jerichowſchen Kreiſes 


Litir. ee. über ..... Thaler à vier und ein halb Prozent Zinſen 
8 te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Loburg. 

ccc 18. 


Die ſtandiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
ern I. Jerichowſchen Kreiſe f 


(Nr. 4899.) 
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(Nr. 4899.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Mai 1858., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte zum Bau einer Chauſſee von Beuthen im Regierungs— 
bezirk Oppeln uͤber Schomberg nach Bobrek mit einer Abzweigung von 
Schomberg über Godulla-Huͤtte nach Morgenroth-Huͤtte zum Anſchluß an 
die Gleiwitz⸗Koͤnigshuͤtter Staatsſtraße. 


Alk Ihren Bericht vom 10. Mai d. J. genehmige Ich den Bau einer 
Chauſſee von Beuthen im Regierungsbezirk Oppeln uͤber Schomberg nach 
Bobrek mit einer Abzweigung von Schomberg uͤber Godulla⸗Huͤtte nach Mor⸗ 
genroth-Huͤtte zum Anſchluß an die Gleiwitz-Koͤnigshuͤtter Staats ſtraße und 
beſtimme hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr die zu den Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
bau: und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats— 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straßen zur Anwendung kommen 
ſollen. Zugleich genehmige Ich, bei Ruͤckgabe des eingereichten Situations⸗ 
plans, daß auf dieſen Straßen, gegen die chauſſeemaͤßige Unterhaltung derſel⸗ 
ben, die Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen und der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, ſtattfindet. Auch ſollen 
die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur An⸗ 
wendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 17. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4899—4900.) (Nr. 4900.) 
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(Nr. 4900.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Mai 1858., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Erxleben uͤber Uhrsleben, Hakenſtedt, Ovelguͤnne und Siegersleben 

bis zur Kreisgrenze gegen Seehauſen. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee im Kreiſe Neuhaldensleben, Regierungsbezirk Magdeburg, von Erx⸗ 
leben uͤber Uhrsleben, Hakenſtedt, Ovelguͤnne und Siegersleben bis zur Kreis— 
grenze gegen Seehauſen, Seitens der betheiligten Domainenguͤter und Gemein— 
den genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaßgabe der 
fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur An⸗ 
wendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den Unternehmern gegen Uebernahme 
der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats-Chauſſeen je⸗ 
desmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthalte— 
nen Beſtimmungen über die Befreiungen und der ſonſtigen die Erhebung be 
treffenden zufäglichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen von Ihnen auf den 
Staats⸗Chauſſeen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 31. Mai 1858, 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4904.) 
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(Nr. 4901.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Mai 1858., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde-Chauſſee 
von Weeze im Kreiſe Geldern nach der Limburgiſchen Grenze in der Rich— 

tung auf Well. 


A. Ihren Bericht vom 10. Mai d. J. will Ich der Gemeinde Weeze im 
Kreiſe Geldern, gegen Uebernahme der chauffeemäßigen Unterhaltung der Ge: 
meinde⸗Chauſſee von Weeze nach der Limburgiſchen Grenze in der Richtung 
auf Well, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf dieſer Straße nach 
den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen und der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif— 
ten, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewen⸗ 
det werden, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 31. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 4901 —4902) (Nr. 4902.) 
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(Nr. 4902.) Bekanntmachung der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigung des Statuts einer unter der 
Benennung „Huͤtten-Aktiengeſellſchaft Leopold“ gebildeten, in Dortmund 
domizilirten Aktiengeſellſchaft. Vom 15. Juni 1858. 


Dies Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 31. Mai 
d. J. die Bildung einer Aktiengeſellſchaft unter der Benennung „Huͤtten-Ak⸗ 
tiengeſellſchaft Leopold“ mit dem Domizil in Dortmund, Regierungsbezirk 
Arnsberg, zu genehmigen und das Geſellſchaftsſtatut zu beſtaͤtigen geruht, 
was hierdurch nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaf— 
ten vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statut durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden wird. 


Berlin, den 15. Juni 1858, f 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofhuchdruckerei 
(R. Decker). 


